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Beschluss vom 9. November 2021 
 
 
 
In der mitarbeitervertretungsrechtlichen Streitigkeit mit den Beteiligten 
 
 
1. ..... 
 - Antragstellerin - 
 
 
2. .....  
 - Beteiligte Ziffer 2 -  
 
 
 
 
 
hat die 2. Kammer des Kirchengerichtes (MVG) Württemberg auf die mündliche Verhandlung 
hin entschieden:  
 
 
Der Antrag des Dienstgebers wird abgewiesen.  
 
  



Gründe:  
 
 

I. 
 

Die Beteiligten streiten über die Eingruppierung der Mitarbeiterin ..... als Betreuungsassisten-
tin im Zuge der Überleitung von der AVR.DD in die AVR.Württemberg. Die Mitarbeitervertre-
tung hat am 17. Dezember 2020 beschlossen, der beabsichtigen Eingruppierung der Dienst-
nehmerin ..... in die Entgeltgruppe 2 Stufe 5 die Zustimmung zu verweigern.  
 
Mit dem beim Kirchengericht (MVG) eingegangenen Antrag begehrt der Dienstgeber am 
21. Dezember 2020 festzustellen, dass die Mitarbeitervertretung keinen Grund zur Verweige-
rung der Zustimmung hat. Eine eingehende, fachliche Einarbeitung in die Tätigkeit einer Be-
treuungsassistentin sei nicht erfolgt. Die zu bewertende Tätigkeit müsse für eine Eingruppie-
rung in die Entgeltgruppe 3, wie sie die Mitarbeitervertretung als korrekt ansieht, so beschaf-
fen sein, dass sie ohne eine eingehende, fachliche Einarbeitung nicht ausgeübt werden 
könne.  
 
Ein möglicher Anhaltspunkt für die Dauer einer solchen Einarbeitung ergebe sich zum Bei-
spiel gemäß des BAGs aus der Protokollerklärung Nummer 4 Teil 1 der Anlage zum Bezirks-
tarifvertrag zum BMT-G II zwischen dem kommunalen Arbeitgeberverband Bayern und der 
Gewerkschaft ÖTV. Danach werde davon ausgegangen, dass sich die Einarbeitungszeit in 
der Regel auf etwa sechs Wochen erstrecke. Die Einarbeitungszeit einer Betreuungsassis-
tentin liege bei der Antragstellerin jedoch bei zwei bis drei Wochen.   
 
Auch das Erfordernis einer Qualifizierungsmaßnahme im Sinne vom § 53 c) SGB IX in Ver-
bindung mit § 4 der Betreuungskräfterichtlinie rechtfertige keine andere Betrachtungsweise. 
Insbesondere stellt die Qualifizierungsmaßnahme selbst keine Einarbeitung im Sinne der 
Entgeltgruppe 3 der AVR.Württemberg/Entgeltordnung VKA dar.  
 
Die Gegenseite verbinde mit dem Begriff die Einarbeitung im Sinne der Entgeltgruppe 3. Es 
sei zunächst vom Wortlaut der AVR.Württemberg auszugehen.  
 
Des Weiteren sei auf einen systematischen Zusammenhang der AVR.Württemberg abzustel-
len. In der Praxis, auch gerade im Pflegebereich, werde Einarbeitung verstanden als die sys-
tematische Gestaltung der Anfangsphase in einer Organisation, in der es um wechselseiti-
ges, persönliches Kennenlernen gehe und um die Vermittlung von Organisationen und Struk-
turen, Aufgabenstellungen und Arbeitsabläufe. Für den Bereich der Intensiv- und Anästhe-
siepflege beispielsweise könne Einarbeitung somit definiert werden als ein Prozess, in dem 
die neue Pflegekraft in der Anfangsphase systematisch in den neuen Kollegenkreis, das 
neue Fachgebiet, das neue Arbeitsumfeld, den neuen Organisationsstrukturen mit der Spezi-
figkeit der Trennung eingeführt würden. Die Entgeltgruppe 1 der Anlage 1 zu der AVR.Würt-
temberg betreffe die Beschäftigten mit einfachsten Tätigkeiten. Die Entgeltgruppe 2 baue auf 
der Entgeltgruppe 1 auf.  
 
In der Entgeltgruppe 2 fordere der rechtliche Liniengeber eine Einarbeitung, die über eine 
sehr kurze Einweisung oder Anlernphase hinaus gehe. Die Einarbeitung diene dazu, nach 
einer erfolgten Einweisung Betriebsabläufe der Dienstgeberin zu verinnerlichen.  
 
Die Entgeltgruppe 3 baue wiederum auf der Entgeltgruppe 2 auf. Hier wäre eine eingehende 
Einarbeitung erfordernd. Eine eingehende fachliche Einarbeitung sei für die Ausübung der 
Tätigkeit als Betreuungsassistentin nicht erforderlich.  
 
  



 
Eine grammatische und systematische Tarifauslegung widerspreche einer Gleichstellung von 
Qualifizierungsmaßnahmen und Einarbeitung. So habe auch das LAG Baden-Württemberg 
sinngemäß entschieden.  
 
 
Die Antragstellerin beantragt festzustellen,  
 
dass für die Antragsgegnerin ein Grund zur Verweigerung der Zustimmung nach § 41 
MVG.Württemberg zur Eingruppierung der Dienstnehmerin Frau ..... rückwirkend zum 1. Juli 
2020 in Entgeltgruppe 2 Stufe 5 der AVR.Württemberg nicht vorliegt.  
 
 
Die Mitarbeitervertretung beantragt, den Antrag abzuweisen.  
 
Sie führt zur Begründung aus,  
 

es existiere in der Einrichtung der Antragstellerin ein Stellenprofil „Betreuungsassis-
tenz“ (Schriftsatz vom 29. September 2021 der Mitarbeitervertretung). Die Dienstneh-
merin ..... übe eine Tätigkeit entsprechend dem Stellenprofil aus und erfülle auch das 
Anforderungsprofil der Qualifizierungsmaßnahme gemäß § 53 c) SGB XI.  
 
Es existiert hierzu ein § 4 der Betreuungskräfterichtlinie. Dabei bestehe die Qualifizie-
rungsmaßnahme aus 3 Modulen und habe einen Gesamtumfang von mindestens 
160 Unterrichtsstunden sowie ein zweiwöchiges Betreuungspraktikum.  
 
Tatsächlich dauert aber die Einarbeitung im Betrieb selbst zwei bis sechs Wochen. 
Eine fachliche Einarbeitung sei nicht zwingend im Betrieb selbst erforderlich. Eine ein-
gehende, fachliche Einarbeitung ergebe sich sowohl vom Umfang als auch von der 
Schwierigkeit her durch das Absolvieren der drei Module gemäß § 4 der Betreuungs-
kräfterichtlinie.  
 
Auch stütze sich die Mitarbeitervertretung auf eine Entscheidung des Kirchengerichts-
hofes der Evangelischen Kirchen in Deutschland (Beschluss vom 26. Februar 2018 – 
I-0124/13-2017). Dort sei eine Entscheidung zur Entgeltgruppe SD 3 getroffen wor-
den, auch diese erfordere eine eingehende, fachliche Einarbeitung. Eine genau sol-
che habe die Dienstnehmern ..... im vorliegenden Fall durchlaufen.  

 
Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten wird auf die gewechselten Schriftsätze der Verfahrens-
parteien Bezug genommen.  

 
 

II. 
 
Der Mitarbeitervertretung steht ein entsprechender Grund zur Verweigerung der Zustimmung 
nach § 41 MVG.Württemberg zur Eingruppierung der Dienstnehmerin ..... rückwirkend zu.  

 
Gemäß § 42 c) MVG.Württemberg in Verbindung mit § 41 Absatz 1 MVG.Württemberg darf 
die Mitarbeitervertretung ihre Zustimmung nur dann verweigern, wenn gemäß § 41 Ab-
satz 1 a) MVG.Württemberg die Maßnahme gegen eine Rechtsvorschrift, gegen eine Ver-
tragsbestimmung, eine Dienstvereinbarung, eine Verwaltungsordnung, eine andere bindende 
Bestimmung oder eine rechtskräftige, kirchengerichtliche Entscheidung verstößt.  
 
  



 
Der Dienstgeber führt die Eingruppierung der Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer gemäß 
den arbeitsvertragsrechtlichen Regelungen der Arbeitsrechtlichen Kommission - Landeskir-
che und Diakonie in Württemberg durch.  
 
Gemäß § 12 AVR.Württemberg/TVöD richtet sich die Eingruppierung nach dem Tätigkeits-
merkmal der Anlage 1 - Entgeltordnung (VKA).  
 
Die Beschäftigte erhält ein Entgelt gemäß der Entgeltgruppe, in der sie eingruppiert ist. Da-
bei heißt es in § 12 Absatz 2 Satz 3 AVR.Württemberg: „Kann die Erfüllung einer Anforde-
rung erst nach Betrachtung mehrerer Arbeitsvorgänge festgestellt werden, sind diese Ar-
beitsvorgänge für die Feststellung, ob diese Anordnung erfüllt ist, insoweit zusammen zu be-
urteilen.“ 

 
 

III. 
 
Die Antragstellerin ist der nicht durchsetzbaren Auffassung, dass die Dienstnehmerin als Be-
treuungsassistentin in die Entgeltgruppe 2 einzugruppieren und nach dieser zu vergüten ist. 
Die Entgeltgruppe 2 sieht vor: Beschäftigte mit einfachen Tätigkeiten. Dies erfordere keine 
gesonderte, fachliche Einarbeitung, aber eine kurze Einweisung oder Anlernphase.  
 
Dabei dient die Einarbeitung dem Erwerb der Kenntnisse und Fertigkeiten, die für die Beherr-
schung der Arbeitsabläufe als solche erforderlich sind.  

 
Die Entgeltgruppe 3 sieht vor, Beschäftigte, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgelt-
gruppe 2 heraushebt, dass sie eine eingehende, fachliche Einarbeitung erfordere.  
 
Das Bundesarbeitsgericht verlangt dabei im Übrigen nicht, dass Voraussetzung für eine ein-
gehende fachliche Einarbeitung stets ist, dass dies durch den Arbeitgeber oder im Betrieb 
des Arbeitsgebers/Dienstgebers erfolge (BAG Entscheidung vom 11. Oktober 2006, 4 AZR 
534/05).  
 
Die Dienstnehmerin ..... hat eine entsprechende eingehende, fachliche Einarbeitung durch-
laufen, wenn auch möglicherweise nicht im Betrieb der antragstellenden Dienstgeberin. Eine 
solche Qualifizierungsmaßnahme liegt in einer Qualifizierungsmaßnahme gemäß § 53 c) 
SGB XI in Verbindung mit § 4 der Betreuungskräfterichtlinie.  
 
Gemäß § 4 Absatz 1 Betreuungskräfterichtlinie sind als Anforderungen an die Qualifikation 
an die Betreuungskräfte nachzuweisen: ein Orientierungspraktikum, eine Qualifizierungs-
maßnahme sowie regelmäßige Fortbildungen beim bestehenden Beschäftigungsverhältnis.  
 
Neben dem Orientierungspraktikum werden jährliche, mindestens 60stündige Fortbildungen 
benötigt. Die Qualifizierungsmaßnahme besteht aus drei Modulen, nämlich einem 100stündi-
gen Basiskurs (Betreuungsarbeit in stationärer Pflegeeinrichtung), einem zweiwöchigen Be-
treuungspraktikum in einer stationären Pflegeeinrichtung und einem 60stündigen Aufbaukurs 
(Betreuungsarbeit in stationären Pflegeeinrichtungen). Insgesamt ist ein Zeitaufwand von 
mehr als sechs Wochen erforderlich, um sich entsprechend zu qualifizieren. Dabei handelt 
es sich nach Auffassung des Kirchengerichtes (MVG) um eine eingehende, fachliche Einar-
beitung, dieses sei mit dem Tatbestandsmerkmal der Entgeltgruppe 2 nicht in Einklang zu 
bringen.  
  



 
Nach Auffassung des Kirchengerichtes (MVG) ist damit die Voraussetzung der Entgelt-
gruppe 2 übererfüllt bzw. im Ergebnis nicht passend als Eingruppierungsvorschlag.  
 
Die Mitarbeitervertretung hat daher ein Widerspruchsrecht bzw. ein Zustimmungsverweige-
rungsrecht zur Eingruppierung der Dienstnehmerin ......  
 
Dies war im Beschluss auch festzuhalten.  
 
 

IV. 
 
Diese Entscheidung ergeht gerichtskostenfrei.  

 
 
 
 
 

Daniel Obst 
Vorsitzender Richter am Kirchengericht 

 
 
 
 
 

Monika Strobach           Doris Wörner 
Beisitzende Richterin         Beisitzende Richterin 
 


